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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Doiiinger, Weber (Heideiberg), 
Pfeffermann, Dr. von Bismarck, Dr. Müiier-Hermann, Dr. Evers, Leicht, Erhard 
(Bad Schwaibach), Dr. Riedl (München) und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1735 — 

betr. finanzielie Situation, Einschränkung bzw. Änderung des Dienstieistungs- 
angebots, Rationaiisierung sowie Umorganisation der Verwaitung bei der 
Deutschen Bundespost 


Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen hat mit Schreiben vom 14. März 1974 - 900 - 
1 1073 - 2 - namens der Bundesregierung die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wie hoch werden die Mehrbelastungen des 
Personalaufwands der Deutschen Bundespost 
auf Grund der Lohn- und Gehaltserhöhungen 
im öffentlichen Dienst für das Jahr 1974 und 
1975 sein? 

Die Mehrbelastungen der Deutschen Bundespost für 
Personalaufwendungen aus den Lohn- und Gehalts- 
erhöhungen 1974 im öffentlichen Dienst betragen 
für die Jahre 1974 und 1975 schätzungsweise je 
1470 Mio DM. Dabei wurde unterstellt, daß die 
Beamtenbezüge im gleichen Umfang erhöht werden 
wie die der Angestellten und Arbeiter. 


2. Wie wird sich die für 1974 und 1975 ange- 
nommene Ertragssituation (Gewinn/Verlust) 
durch den zusätzlichen Personalaufwand in- 
folge 

a) der Lohnerhöhungen und 

b) der entsprechenden Gehaltserhöhungen 
verändern? 

Im Haushalt 1974 der Deutschen Bundespost sind 
für Lohn- und Gehaltserhöhungen bereits 880 Mio 
DM veranschlagt. Der Personalaufwand erhöht sich 
demnach um (1470-880 =) 590 Mio DM. Die Er- 
tragssituation für 1974 verschlechtert sich entspre- 
chend. Das gleiche gilt für den Personalaufwand und 
die angenommene Ertragslage für 1975. 


3. Wann rechnet der Bundespostminister auf 
Grund des erhöhten Personalaufwands und der 
fortschreitenden Kosteninflation mit der näch- 
sten Gebührenerhöhung zwecks Ausgleich des 
Verlustes? 

Im Bundesministerium für das Post- und Fernmelde- 
wesen gibt es keine Planungen für eine weitere 
Gebührenerhöhung. 


4. Wie hoch war die finanzielle Mehrbelastung 
bei der Deutschen Bundespost im Jahre 1973 
infolge inflationsbedingter Mehrkosten im 
Betriebs- und Investitionsbereich im Vergleich 
zu 1969? 

Im Betriebs- und im Investitionsbereich ist die DBP 
Teilnehmer am allgemeinen Marktgeschehen. Sie 
unterliegt wie die anderen Nachfrager den allgemei- 
nen Preisbewegungen. So hat sich beispielsweise 
der für den DBP-Bereich anwendbare Baupreis-Index 
für gewerbliche Betriebsgebäude von 159,4 in 1969 
um 25,6 auf 185,0 Punkte im November 1973 er- 
höht. Die Preise für die Hochbau-Investitionen der 
DBP sind im genannten Zeitraum ebenfalls ent- 
sprechend gestiegen. Soweit von der DBP in ande- 
ren Bereichen Preiserhöhungen hingenommen wer- 
den mußten, kann deren Anteil nicht allgemein be- 
stimmt werden, weil das Gesamtvolumen sich aus 
einer Vielzahl von Einzelpositionen mit unterschied- 
lichen Preisbewegungen zusammensetzt. So sind 
z. B. von 1969 bis 1973 die Preise für Fernschreib- 
geräte um 6 V. H., für Ortskabel um rd. 8 v. H., für 
Fernsprechapparate um 16 v. H. und in der Fern- 
sprechvermittlungstechnik um 27 V. H. gestiegen. 
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Zum weitaus überwiegenden Teil jedoch ist die 
Ausweitung der Betriebs- und Investitionsausgaben 
durch die Erhöhung des Bedarfs bedingt. So ist im 
Fernmeldewesen der Bestand an Hauptanschlüssen 
von 7,7 Mio Ende 1969 um 52 v. H. auf 11,7 Mio 
Ende 1973 gestiegen. Im gleichen Zeitraum wuchs 
die Zahl der Gespräche ebenfalls um mehr als die 
Hälfte von 9 Milliarden auf 13,7 Milliarden an. Die 
zeitweilig bis auf 640 000 angewachsene Warteliste 
wird bis Ende 1974 voraussichtlich auf 150 000 War- 
tende abgebaut werden können. 

Schließlich diente der vermehrte Kapitaleinsatz der 
Verbesserung der Qualität der Arbeitsplätze und 
der Erhöhung der Produktivität. 


5. Trifft es zu, daß der Bundespostminister im 
Jahre 1974 den Personalüberhang um 28 000 
Planstellen abbauen will? 

Ein Personalüberhang bei der DBP (Personalbestand 
ist größer als der Bedarf) besteht nidit. 

Da jedoch die Personal auf Wendungen ein bedeuten- 
der Kostenfaktor sind, baut die DBP seit etwa drei 
Jahren ein neues Personalbemessungssystem auf 
und überprüft damit den Peronalbedarf. 

Wesentliche Merkmale dieses neuen objektivierten 
Bemessungssystems sind: 

1. Umstellung der Ermittlung des Personalbedarfs 
von der Beobaditung auf Berechnung mit Hilfe 
arbeitswissenschaftlich und mathematisch-stati- 
stisch abgesicherter Bemessungswerte. 

2. Die methodische Ermittlung von Arbeitsmengen. 

3. Bundeseinheitliche Verfahrensvorsdiriften für 
die Ermittlung des Personalbedarfs durch syste- 
matisierte Beobachtung, soweit Bemessungswerte 
nicht vorgegeben sind. 

4. Methodische Verfahren zur Kräftegruppenbil- 
dung und Dienstplangestaltung mit dem Ziel der 
Ausschaltung sonst erforderlicher Zuschläge 
(Leerzeiten) . 

Demgegenüber gingen die bisher vorhandenen Be- 
messungsrichtlinien vorrangig von der Personalbe- 
messung durch die Dienstbeobachtung aus, wobei 
Verfahrensvorschriften, wie die Beobachtung durch- 
zuführen war, gänzlich fehlten; auch Anweisungen 
zur repräsentativen Verkehrsmengenermittlung 
fehlten. Das hatte zur Folge, daß die Bemessungs- 
ergebnisse weitgehend subjektiv beeinflußt waren 
oder aufgrund unzulänglicher Verfahren für die 
Verkehrsmengenermittlung verfälscht wurden. 

Die Anwendung des neuen Bemessungssystems 
führt durchweg zu erheblichen Minderungen im Per- 
sonalbedarf, da 

— bereits durchgeführte betriebliche Rationalisie- 
rungsmaßnahmen personalwirtschaftlich reali- 
siert werden, 

— die personalwirtschaftlichen Auswirkungen aus 
der gestiegenen Qualität der technischen Ein- 
richtungen erfaßt werden. 


— die Verkehrsmengen schnell und sicher ermittelt 
werden können und 

— damit eine schnelle Anpassung an die Verkehrs- 
entwicklung möglich ist. 

Die Überprüfung der Bemessungswerte wird Ende 
1974 abgeschlossen sein. Daraus ergibt sich in der 
Folgezeit eine Einsparung von voraussichtlich 28 000 
bis 30 000 Arbeitsplätzen. 

Außerdem ist noch eine Reihe von betrieblichen 
Rationalisierungsmaßnahmen in der Planung und 
Durchführung. Hierdurch sollen in den nächsten 
Jahren weitere Arbeitsplätze wegfallen. 


6. Wie hoch war die Nettopersonalzunahme 1970, 
1971, 1972 und 1973 (Teilkräfte auf Vollkräfte 
umgerechnet; Personalbestand im Jahresdurch- 
schnitt)? 

Die Nettopersonalveränderungen (Teilkräfte auf 
Vollkräfte umgerechnet; Personalbestand im Jahres- 
durchschnitt) betrugen (ohne Nachwuchskräfte) bei 
Arbeitskräften 


1970 

+ 8 991 

+ 2,2 V. H. 

1971 

+ 16612 

+ 3,9 v.H, 

1972 

+ 8 581 

+ 2,0 V. H. 

1973 

+ 3 637 

+ 0,8 v.H. 


7. Trifft es zu, daß die Nettopersonalzunahme 
(Basis wie bei Frage 6) von 1962 bis 1969 rd. 
8000 betrug und sie sich demgegenüber von 
1969 bis 1972 auf rd. 44 000 belief bei etwa 
gleicher Verkehrsentwicklung in den beiden 
Zeitabschnitten? 

1. Die in der Fragestellung erwähnten Zahlen über 
die Nettopersonalzunahme beziehen sich nicht 
auf den Personalbestand im Jahresdurchschnitt, 
sondern auf Stichtagsergebnisse (Jahresende). 
Darüber hinaus ist der Bezugszeitpunkt nicht - 
wie angegeben - 1962, sondern Ende 1963. 

Der Vergleich von Stichtagsergebnissen für Per- 
sonalbestandsdaten mit Jahres-Durchschnittser- 
gebnissen für Verkehrszunahmen ist nicht aus- 
sagefähig. 

2. Die Kräftezahlen enthalten nicht nur die Arbeits- 
kräfte, sondern auch die Zahl der Nachwuchs- 
kräfte. 

Bei einem Vergleich zwischen der Veränderung 
der Personalzahlen und der Verkehrs entwick- 
lung könnte naturgemäß nur auf die Zahl der 
Arbeitskräfte abgestellt werden, die Zahl der 
Nachwuchskräfte wäre zu eliminieren. 

Danach ergeben sich entgegen der Fragestellung 
folgende Zahlen: 

^ Zunahme der Zahl der Arbeitskräfte 
1962 bis 1969 26 000 (nicht 8000) 
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* Zunahme der Zahl der Arbeitskräfte 
1969 bis 1972 34 000 (nicht 44 000) 

3. Die Vergleichsbasis für die beiden Zeiträume in 
der Fragestellung ist die Verkehrsentwicklung. 
Dadurch ergibt sich in mehrfacher Hinsicht eine 
unzulässige Verzerrung: 

^ Es besteht kein direkter Zusammenhang zwi- 
schen der Verkehrsentwicklung und der Ver- 
änderung der Zahl der Arbeitskräfte; die 
Verkehrsentwicklung hat nur unmittelbaren 
Einfluß auf die Zahl der Arbeitsplätze. 

In welchem Umfang die zur Abwicklung einer 
bestimmten Verkehrsmenge erforderlichen 
Arbeitsplätze tatsächlich mit Arbeitskräften 
besetzt sind, hängt von ganz anderen Fak- 
toren (Arbeitsmarktlage, Verdienstmöglich- 
keiten Wirtschaft/ Verwaltung usw.) ab. Die 
relative Verkehrsentwicklung in zwei Zeit- 
räumen kann nur verglichen werden mit der 
relativen Entwicklung der Zahl der Arbeits- 
plätze. 

^ Die Vergleichszeiträume sind unterschiedlich 
lang (sieben Jahre im Vergleich zu drei Jah- 
ren) und haben unterschiedliche Bezugszeit- 
punkte (1962 bzw. 1969). In beiden Zeiträumen 
ist der insgesamt erforderliche Arbeitsplatz- 
bedarf (Jahres-Arbeitsplätze = Summe der 
Arbeitsplätze im betrachteten Zeitraum) zur 
Verkehrsentwicklung ins Verhältnis zu set- 
zen. 

^ Wegen der stark unterschiedlichen Entwick- 
lung von Verkehr und Arbeitsplatzbedarf im 
Postwesen und im Fernmeldewesen sind diese 
beiden Bereiche getrennt zu betrachten. 

^ Auswirkungen von Änderungen der Vor- 
schriften über Arbeitszeit, Erholungsurlaub, 
Sonderurlaub, Dienstbefreiung usw. in den 
beiden Vergleichszeiträumen sind zu berück- 
sichtigen. 

^ Die Qualität des Personalbemessungssystems 
spielt eine entscheidende Rolle (siehe Ant- 
wort zu Frage 5). 

4. Die Effektivität im Fernmeldewesen - bezogen 
auf den Personalbedarf - war in den Jahren 1969 
bis 1972 deutlich besser als von 1962 bis 1969. 
Pro Jahres-Arbeitsplatz kam z. B. nach 1969 die 
l,4fache Zahl von Sprechstellen hinzu, während 
in gleicher Weise pro Jahres-Arbeitsplatz von 
1969 bis 1972 der doppelte Gesprächsanstieg er- 
möglicht wurde. 


8. Trifft es zu, daß die Anzahl der Mitarbeiter 
im Bundespostministerium von 1969 bis Ende 
1973 um 38 v. H. zugenommen hat (einschließ- 
lich Abordnungen und Aushilfskräften)? 

Nein, der Personalbestand im Bundespostministe- 
rium hat sich von Ende 1969 bis Ende 1973 - ein- 
schließlich der zugeordneten Vertreter und Aushilfs- 
kräfte - um 14,9 V. H. vermehrt. 


9. Der Bundespostminister hat am 18. Februar 
1974 in Hannover von einem „rationalisie- 
rungsfeindlichen Dienstrecht", das die „unter- 
nehmerische Bewegungsfreiheit" einschränke, 
gesprochen. Meint der Bundespostminister da- 
mit das Rationalisierungsschutzabkommen, das 
Minister Leber mit der Deutschen Postgewerk- 
schaft 1972 abgeschlossen hat? 

Nein, der Bundespostminister hat mit dem rationali- 
sierungsfeindlichen Dienstrecht insbesondere die 
Stellenplanobergrenze des Bundesbesoldungsgeset- 
zes gemeint. 

Der Grundsatz der funktionsgerechten Bezahlung ist 
im geltenden öffentlichen Dienstrecht zu wenig aus- 
geprägt. Eine funktionsgerechte Besoldung müßte 
sich ausschließlich am Umfang und am Anforde- 
rungsniveau der wahrgenommenen Aufgaben orien- 
tieren: Diese Merkmale wären durch eine objektive 
Personalbemessung und Dienstpostenbewertung zu 
ermitteln. Dem steht die Vorschrift des § 5 Abs. 6 
Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes (Stellenkegel) 
entgegen. 

Die Bundesregierung bereitet z. Z. eine Rechtsver- 
ordnung gemäß § 5 Abs. 6 Satz 3 Bundesbesoldungs- 
gesetz vor, die die Durchführung von Rationali- 
sierungsmaßnahmen erleichtern wird. 


10. Welches sind die wichtigsten Vertragspunkte 
dieses Abkommens? 

Im Bereich der DBP gibt es für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte besondere Rationalisierungsschutzbe- 
stimmungen. Die wesentlichsten Bestimmungen sind 
nachfolgend zusammengefaßt: 

1. Rationalisierungsschutz für Arbeiter und Ange- 
stellte 

Geschützt sind vollbeschäftigte Arbeiter und An- 
gestellte mit einer ununterbrochenen Beschäfti- 
gungszeit von zwei Jahren sowie nichtvollbe- 
schäftigte Arbeitnehmer mit einer arbeitsvertrag- 
lichen Wochenarbeitszeit von mindestens der 
Hälfte der Wochenarbeitszeit einer Vollkraft und 
einer ununterbrochenen Beschäftigungszeit von 
fünf Jahren. Sie haben im Rationalisierungsfalle 
einen vorrangigen Anspruch auf unverzügliche 
Wiederverwendung auf einem gleichwertigen 
Arbeitsplatz. Sofern dies nicht innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten ermöglicht werden 
kann, wird ihnen nach fristgerechter Änderung 
des Arbeitsvertrages der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem jeweiligen alten und neuen Mo- 
natslohn bzw. der Monatsvergütung für eine be- 
fristete Zeitdauer als Ausgleichszulage weiter- 
gewährt. Daneben werden Erschwerniszuschläge 
und vergleichbare Zulagen befristet weiterge- 
zahlt. Die Dauer der Lohn- bzw. Vergütungs- 
sicherung sowie der Sicherung der Erschwernis- 
zuschläge bzw. der Zulagen bewegt sich je nach 
Dauer der Postdienstzeit bei Vollkräften zwi- 
schen 15 und 28 Monaten und bei Teilkräften 
zwischen elf und 14 Monaten. 
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Unkündbaren vollbeschäftigten Arbeitnehmern 
sowie nichtvollbeschäftigten Arbeitnehmern mit 
einer arbeitsvertraglichen Wochenarbeitszeit von 
mindestens der Hälfte der Wochenarbeitszeit 
einer Vollkraft, die das 40. Lebensjahr vollendet 
und eine Postdienstzeit von 15 Jahren abgeleistet 
haben, wird der lohn- bzw. vergütungsmäßige 
Rechtsstand auf Dauer gesichert. Darüber hinaus 
werden unkündbaren vollbeschäftigten Arbeit- 
nehmern Erschwerniszuschläge und entsprechen- 
de Zulagen für 36 Monate bzw., sofern sie das 
60. Lebensjahr vollendet haben, auf Dauer wei- 
tergewährt. 

2. Rationalisierungsschutz für Beamte 

Beamte, deren Personalposten infolge einer 
Rationalisierungsmaßnahme wegfallen oder ab- 
bewertet werden, können vorübergehend unter- 
wertig beschäftigt werden, wenn sie nicht ander- 
weitig unter für sie zumutbaren Bedingungen 
besoldungsgerecht untergebracht werden können. 
Beamte, die durch Rationalisierungsmaßnahmen 
einen Beförderungsdienstposten verloren haben 
und nicht gleich auf einen Beförderungsdienst- 
posten umgesetzt werden können, werden - so- 
weit sie den Beförderungsdienstposten minde- 
stens drei Monate innehatten - in personal- 
postenmäßiger Hinsicht so gestellt, als wenn sie 
ihren Beförderungsdienstposten nicht verloren 
hätten. 

3. Rationalisierungsschutz für Posthalter 

Der Rationalisierungsschutz für Posthalter er- 
streckt sich in der Hauptsache auf die Zahlung 
von Ausgleichszulagen für Vergütungsverluste, 
die dem Posthalter dadurch entstehen, daß sich 
infolge von Rationalisierungsmaßnahmen die 
Wochenarbeitszeit des Posthalters oder die 
Wertigkeit seiner Tätigkeit verringert. Die Zah- 
lungsdauer der Ausgleichszulage richtet sich 
nach dem Lebensalter und der Postdienstzeit und 
reicht von drei Monaten bis zur unbefristeten 
Zahlung. Die Ausgleichszulagen unterliegen 
grundsätzlich der Aufzehrung durch künftige 
Vergütungsverbesserungen. Sofern Posthalter, 
die nach rationalisierungsbedingter Aufhebung 
ihrer Poststelle in einem anderen Arbeitsverhält- 
nis bei der DBP weiterbeschäftigt werden, gegen- 
über der früheren Posthalter- Vergütung einen 
Einkommensverlust erleiden, wird ihnen eben- 
falls eine befristete Ausgleichszulage mit Auf- 
zehrklausel gewährt. Die Zahlungsdauer ist nach 
den gleichen Kriterien gestaffelt und bewegt sich 
zwischen drei Monaten und sechs Jahren bzw. 
bei Schwerbeschädigten bis zu acht Jahren. 


11. Beabsichtigt der Bundespostminister im Post- 
reisedienst den Einsatz privater Auftragneh- 
merbusse zu verstärken, und wenn nein, 
warum nicht? 

Der Einsatz privater Auftragnehmeromnibusse im 
Postreisedienst wird wie bisher im Rahmen des 
Marktangebots weiter betrieben werden. Zur Zeit 
werden bereits rd. 45 v. H. der Gesamtfahrleistvm- 


gen im Postreisedienst von privaten Auftragneh- 
mern ausgeführt. 

In den letzten sechs Jahren hat sich die Fahrleistung 
der Auftragnehmeromnibusse wie folgt entwickelt: 


Jahr 

Fahrleistung 

V. H. der 
Gesamt- 
Fahrleistung 

1968 

50,4 Mio km 

28,3 

1969 

57,4 Mio km 

31,0 

1970 

66,3 Mio km 

34,0 

1971 

76,3 Mio km 

37,1 

1972 

85,7 Mio km 

40,0 

1973 

95,0 Mio km 

43,0 

(voraus- 



sichtlich) 




12. Hat sich die Verkehrsgemeinschaft Bahn/Post 
bewährt, und wenn nein, warum nicht? 

Die Omnibus-Verkehrsgemeinschaft Bahn/Post, 
deren Ziel es ist, daß beide Omnibusdienste dem 
Fahrgast gegenüber wie „ein Unternehmen" auf- 
treten, hat sich in wesentlichen Punkten bewährt. 
Dies kommt insbesondere darin zum Ausdruck, daß 

— einheitliche Gebühren/Tarifgrundsätze und glei- 
che Allgemeine Beförderungsbedingungen, 

— die freizügige Benutzung streckengleicher Linien- 
verbindungen mit Zeitkarten, Rückfahrscheinen 
und dgl. sowie 

— die volle Anerkennung von Schienenfahraus- 
weisen nach den hierfür geltenden Grundsätzen 
der Deutschen Bundesbahn 

verwirklicht worden sind. 

Außerdem wurde für die kraftfahrtechnische Zu- 
sammenarbeit ein Stützpunktplan erstellt, der u. a. 
als Richtschnur für künftige Investitionen und Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Betriebsführung dient. 

Die Konstruktion dieser Omnibusverkehrsgemein- 
schaft mußte aufgrund der bestehenden Rechtslage 
berücksichtigen, daß die Deutsche Bundesbahn und 
die Deutsche Bundespost zwei selbständige Sonder- 
vermögen des Bundes bleiben. Der verkehrspoli- 
tischen Notwendigkeit, für die Bundesunternehmen 
eine einheitliche Geschäftspolitik bei der Beteili- 
gung im öffentlichen Nahverkehr zu gewährleisten, 
kann aber durch die Verkehrsgemeinschaft nicht 
optimal Rechnung getragen werden. 


13. Beabsichtigt die Bundesregierung, den Post- 
reisedienst zur Bundesbahn zu überführen? 
Wenn ja, welche betriebs- und verkehrswirt- 
schaftliche Begründung kann der Bundespost- 
minister für die Notwendigkeit oder Zweck- 
mäßigkeit einer solchen Überleitung geben? 

Die Bundesregierung hat in dem Kabinettsbeschluß 
vom 31. Oktober 1973 die Absicht bekundet, den 
Postreisedienst auf die Deutsche Bundesbahn über- 
zuleiten. Damit wird auch den u. a. bereits 1966 ent- 
wickelten Vorstellungen zur Vereinheitlichung der 
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Omnibusdienste von Bahn und Post entsprochen 
(BT-Drucksache V/701 - Antrag der Abgeordne- 
ten Dr. Häfele, Adorno, Dr. Vogel (Speyer) und der 
Fraktion der CDU/CSU, der Abgeordneten Saarn, 
Dr. Rutschke und der Fraktion der FDP - vom 
15, Juni 1966). 

Die Zusammenfassung der Omnibusdienste des 
Bundes bei der Deutschen Bundesbahn ist sowohl 
verkehrspolitisch als auch verkehrswirtschaftlich 
vorteilhaft. Die immer stärker werdende und für 
den Bürger begrüßenswerte Entwicklung von Ver- 
kehrsverbünden und sonstigen Kooperationen im 
Nahverkehr führt für den Bund zwangsläufig zu der 
Frage, in welcher Form seine Beteiligung daran 
optimal organisiert werden kann. Der Schienenver- 
kehr der DB ist ohne Zweifel eine der Hauptsäulen 
des öffentlichen Nahverkehrs. Die Ergänzung des 
Schienenverkehrs erfolgt in enger Abhängigkeit 
durch den Omnibusverkehr in seiner Rolle als Zu- 
bringer- und Ersatzverkehr. Eine zusammengefaßte 
Führung dieser beiden Verkehrsformen ist im Inter- 
esse verkehrspolitisch und verkehrswirtschaftlich 
sinnvoller Lösungen notwendig. 

Abgesehen davon werden durch die beabsichtigte 
Zusammenlegung weitere, nur dadurch mögliche 
Rationalisierungsreserven im Verwaltungs- und Dis- 
positionsbereich erschlossen. 


14. Trifft es zu, daß die Aufwands- und Ertrags- 
rechnung der DBP und der DB im Reisedienst 
kaum vergleichbar sind, da erstere präziser ist 
und sich insbesondere folgende Mehrbelastun- 
gen des Postreisedienstes ungünstig auf dessen 
Ertragslage auswirken: 

a) Bahnbusse befahren rentierliche Strecken 
(Schienenersatzstrecken, großstädtische Ver- 
kehrsregionen), dagegen bedient der Post- 
reisedienst das flache Land {gemeinwirt- 
schaftliche Leistung); 

b) der Postreisedienst ist mit der Ablieferung 
an den Bund in Höhe von 6 2/3 v. H. des 
Umsatzes, mit Versorgungslasten, Umsatz- 
steuer belastet und ist gegenüber dem 

, Bahnbusdienst bei der Erstattung von 
sozialbedingten Kosten benachteiligt? 

Es ist richtig, daß die Aufwands- und Ertragsrech- 
nungen der Deutschen Bundespost und der Deut- 
schen Bundesbahn kaum vergleichbar sind. 

Die Untersuchungen der Deutschen Revisions- und 
Treuhand-AG - Treuarbeit -, die sich aufgrund 
eines vom Bundesverkehrsministerium im Einver- 
nehmen mit dem Bundesfinanzministerium und dem 
Bundesministerium für das Post- und Fernmelde- 
wesen erteilten Auftrags mit dieser Frage bereits 
1967 befaßt hat, haben dies ebenfalls bestätigt. Nach 
den Ausführungen der „Treuarbeit" bestehen z. B. 
bedeutsame Erhebungs- und Bewertungsunter- 
schiede in der Systematik der Re chnungs werke von 
Bahn und Post. Außerdem ist der Postreisedienst im 
Gegensatz zum Bahnbusdienst mit der Ablieferung 
an den Bund zusätzlich belastet und hat die gesamte 
Beamtenversorgung zu tragen, während für die 
Bundesbahn hier eine Sonderregelung in Form von 


Zuschüssen aus dem Bundeshaushalt besteht. Die 
Treuarbeit kam auch zu dem Ergebnis, daß im Bahn- 
busdienst aufgrund seiner Linienstruktur höhere 
Einnahmen pro km erzielt werden. 

Hiervon abgesehen ist nach der derzeit geltenden 
Rechtslage eine Benachteiligung des Postreisedien- 
stes in bezug auf eine Erstattung von sozialbeding- 
ten Einnahmeausfällen (z. B. Schülerverkehr) nicht 
erkennbar. 

Beide Omnibusdienste unterliegen der Umsatz- 
steuer. Die ausgewiesenen, auf unterschiedlicher 
Systematik der Rechnungswerke beruhenden Wirt- 
schaftsergebnisse des Bahnbus- und Postbusdienstes 
waren für die Entscheidung der Bundesregierung 
nicht von entscheidender Bedeutung, sondern - wie 
in der Antwort zu Frage 13 ausgeführt - die ver- 
kehrspolitischen und verkehrswirtschaftlichen Über- 
legungen. 


15. Glaubt die Bundesregierung, daß die DBP, die 
mit rd. 60 000 Kfz's der größte Kfz-Besitzer in 
der Bundesrepublik Deutschland ist, nicht in- 
soweit rationeller in diesem Bereich arbeiten 
kann als die DB? 

Im Bereich der Deutschen Bundespost werden nach 
dem Stand vom 30. September 1973 81 685 Kfz, An- 
hänger und Mopeds der verschiedensten Art und 
Größe verwendet; davon sind 2126 Kraftomnibusse. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Frage einer rationellen Werkstattorganisation nicht 
nach der Gesamtzahl der im Bundesgebiet von der 
Deutschen Bundespost betriebenen Kraftfahrzeuge 
beurteilt werden kann; dies hängt vielmehr von der 
örtlichen Zusammenfassung einer möglichst großen 
Zahl gleichartiger Fahrzeuge ab. Insofern wird die 
Überleitung des Postreisedienstes auf die Deutsche 
Bundesbahn, die ebenfalls rd. 2300 Omnibusse be- 
treibt, die Wirtschaftlichkeit der Unterhaltung der 
dann insgesamt rd. 4400 Omnibusse verbessern. 


16. Welche Restkosten würden bei einer Über- 
führung des Postreisedienstes zur DB durch 
unausgelastete Instandhaltungskapazitäten und 
dergleichen entstehen? 

In dem hier angesprochenen Bereich der Kfz-Unter- 
haltung sind bei einer Überleitung des Postreise- 
dienstes keine ins Gewicht fallenden und auf Dauer 
zu tragenden Restkosten zu erwarten, da die ge- 
samte Werkstattorganisation der Deutschen Bundes- 
post grundsätzlich nur auf die Abwicklung der sog, 
Grundlast ausgerichtet ist. Die über diese Grundlast 
hinaus anfallenden Arbeiten werden an das private 
Gewerbe vergeben. In Einzelfällen wird auch die 
Überlassung der Werkstattanlagen an die Deutsche 
Bundesbahn zu erwägen sein. Diese Einzelfragen 
werden u. a. von einer gemeinsamen Kommission, 
die aus Vertretern des Bundesministeriums für das 
Post- und Fernmeldewesen und des Bundesverkehrs- 
ministeriums gebildet wurde, geklärt werden. 
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17. Kann die Bundesregierung bei einer Überlei- 
tung des Postreisedienstes zur Bundesbahn 
eine weiterhin uneingeschränkte Bedienung 
des gegenwärtigen Postreisedienst-Strecken- 
netzes garantieren? 

Die Bundesregierung stellt aufgruiid der geltenden 
Rechtslage nach dem Personenbeförderungsgesetz 
fest, daß die bei einer Überleitung des Postreise- 
dienstes auf die Deutsche Bundesbahn zu über- 
tragenden Liniengenehmigungen - wie bisher für 
die Dauer der Genehmigungen - weiter bedient 
werden müssen. Diese Genehmigungen sind von den 
Länderverkehrsbehörden - wie bei allen anderen 
Verkehrsträgern - für eine beschränkte Zeit erteilt. 
Die Wiedererteilung einer solchen Genehmigung 
setzt einen Antrag voraus, über den die Länderver- 
kehrsbehörde entsprechend dem festgestellten Ver- 
kehrsbedürfnis zu entscheiden hat. 


18. Wird nicht durch eine Überführung des Post- 
reisedienstes zur Bundesbahn nur ein Defizit 
von dem einen auf den anderen Verkehrs- 
träger verlagert? 

Die Frage kann derzeit nur unter Hinweis auf die 
Ausführungen zur Frage 13 beantwortet werden. 

Die Überleitungsmodalitäten, die zeitliche Durch- 
führung, insbesondere aber die Integrationsmöglich- 
keiten der übernommenen Postlinien in das be- 
stehende Bahnbusnetz haben auf den betriebswirt- 
schaftlichen Erfolg erheblichen Einfluß. Diese Fak- 
toren sind derzeit in den Einzelheiten noch nicht 
überschaubar. 


19. Gedenkt der Bundespostminister, die zum Post- 
zeitungsdienst zugelassenen Verlagsprodukte 
zu verringern? Wenn ja, nach welchen Krite- 
rien soll eine Einschränkung der zum Postzei- 
tungsdienst zugelassenen Verlagsprodukte er- 
folgen? 

Die Teilnahme am Postzeitungsdienst ist auch nach 
der geltenden Postzeitungsordnung auf Presse- 
erzeugnisse beschränkt, die den in dieser Verord- 
nung festgelegten Kriterien entsprechen. Dies hat 
zu einer Zulassung von rd. 7600 Presseerzeugnissen 
geführt, wobei äußere formale Kriterien zugrunde 
gelegt sind. 

Die Kostensituation im Postzeitungsdienst ist für 
die Deutsche Bundespost untragbar und auch volks- 
wirtschaftlich nicht zu verantworten. 

Der Bundespostminister wird in der mit den Ver- 
tretern der Verleger gebildeten „Gemeinsamen 
Kommission Postzeitungsdienst" darauf hinwirken, 
daß medienpolitisch und volkswirtschaftlich sinn- 
volle Ideen - z. B für außerpostalische Vertriebs- 
wege - aufgegriffen und gemeinsam fortentwickelt 
werden, um sowohl eine spürbare Kostenentlastung 
des Posthaushaltes als auch die Sicherstellung der 
Meinungsvielfalt zu gewährleisten. Dabei müssen 


die Zulassungsvoraussetzungen für die einzelnen 
Dienstleistungsangebote im Postzeitungsdienst neu 
überdacht werden. Der Bundespostminister wird 
sich hierbei weder in die Rolle eines Zensors be- 
geben noch drängen lassen. 

Die Ergebnisse der Arbeit der gemeinsamen Kom- 
mission, die bis etwa Jahresende abgeschlossen sein 
dürfte, müssen abgewartet werden; der Bundespost- 
minister wird aufgrund dieser Ergebnisse dem Kabi- 
nett seine Vorschläge unterbreiten. 


20. Beabsichtigt der Bundespostminister, den Post- 
zeitungsdienst letztlich ganz einzustellen? 

Nein. 


21. Wie steht der Bundespostminister zu der Ab- 
lehnung seiner angekündigten Maßnahmen im 
Postzeitungsdienst durch den Deutschen Presse- 
rat? 

Die vom Presserat in der Resolution vom 7./8. Fe- 
bruar 1974 geäußerten Befürchtungen teilt der Bun- 
despostminister in Anbetracht der unter Punkt 19 
gemachten Ausführungen nicht. Er ist vielmehr der 
Ansicht, daß nur durch eine enge Kooperation - wie 
dies durch Einrichtung der „Gemeinsamen Kommis- 
sion Postzeitungsdienst" zum Ausdruck gekommen 
ist - die Probleme für beide Seiten befriedigend 
gelöst werden können. 


22. Wie ist die Zusammensetzung „der gemein- 
samen Kommission Postzeitungsdienst", und 
liegen schon erste Ergebnisse dieser Kommis- 
sion vor, bzw. wann ist mit Ergebnissen zu 
rechnen? 

Die „Gemeinsame Kommission Postzeitungsdienst" 
geht auf eine Vereinbarung mit den Verlegerver- 
bänden zurück. Ihr gehören neun von den Verleger- 
verbänden (Bundesverband Deutscher Zeitungsver- 
leger e. V., Verband Deutscher Zeitschriftenverleger 
e. V., Börsenverein des Deutschen Buchhandels 
e. V.) benannte Mitglieder und fünf postseitige Mit- 
glieder an. Die Kommissionsarbeit befindet sich im 
Stadium des Informationsaustausches. Ergebnisse 
sind voraussichtlich bis Jahresende zu erwarten. 


23. Wie groß würde der Einsparungseffekt bei der 
DBP durch den Abbau der nichtposttypischen 
Sonderdienste im Postzeitungsdienst, wie Ver- 
packung, Beanschriftung und Inkasso sein? 

Nach einer Untersuchung, die auf dem Kostenstand 
von 1972 basiert, wird der Abbau der nichtpost- 
typischen Sonderdienste Verpackung, Beanschrif- 
tung und Bezugsgeldeinziehung zu Einsparungen in 
der Größenordnung von 100 bis 120 Mio DM/Jahr 
führen. 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1823 


24. Befürchtet die Bundesregierung nicht, daß 
durch die erneute finanzielle Mehrbelastung 
des Postzeitungsdienstes und die beabsichtigte 
drastische Einschränkung desselben die Presse 
und die Meinungsvielfalt in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ernstlich gefährdet wird? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
die zum 1. Januar 1975 wirksam werdende Ge- 
bührenerhöhung im Postzeitungsdienst und die nach 
Abschluß der Arbeiten der „Gemeinsamen Kommis- 
sion Postzeitungsdienst" zu entwickelnden Konzepte 
die Presse und Meinungsvielfalt in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gefährden. Hinsichtlich der Ge- 
bührenerhöhung ist sie den Verlegern insoweit ent- 
gegengekommen, als sie einem im Verwaltungsrat 
gestellten Antrag, die Gebührenerhöhung statt zum 
1. Juli 1974 erst zum 1. Januar 1975 in Kraft treten 
zu lassen, nicht widersprochen hat. 

Für Strukturveränderungen im Postzeitungsdienst 
werden ausreichend bemessene Ubergangsfristen 
eingeräumt werden. 


25. Welche Einschränkungen bzw. Strukturände- 
rungen beabsichtigt der Bundespostminister 
bei den Gelddiensten im einzelnen? 

Die Verkehrsmengen bei Postanweisungen (Inland), 
Zahlungsanweisungen und Zahlkarten sind infolge 
des zunehmenden bargeldlosen Verkehrs seit vielen 
Jahren rückläufig. Andererseits ist bei diesen Dien- 
sten wegen hoher Personalintensität seit jeher der 
Kostendeckungsgrad sehr niedrig. Der Struktur- 
wandel zum kostengünstigeren bargeldlosen Ver- 
kehr soll daher gefördert werden. Die genannten 
Dienstleistungen werden jedoch weiter angeboten; 
es ist aber beabsichtigt, Alternativen zur Post- und 
Zahlungsanweisung einzuführen (vgl. Antwort zu 
Frage 27). 

Die Rundfunkgebühren werden aufgrund eines Auf- 
trags gemäß § 6 Abs. 3 des Staatsvertrages über die 
Regelung des Rundfunkgebührenwesens vom 
31. Oktober 1968 in der Fassung vom 7. /16. August 
1969 von der DBP für die Landesrundfunkanstalten 
eingezogen. Der Rundfunkrechnungsdienst wird 
zum 1. Januar 1976 entfallen, da die Landesrund- 
funkanstalten die DBP nur noch bis zum 31. Dezem- 
ber 1975 beauftragt haben, die Rundfunkgebühren 
einzuziehen. 

Im Rentendienst und bei sonstigen Diensten (Ver- 
trieb von Wertzeichen anderer Verwaltungen, Er- 
stattung von Visagebühren) plant die Deutsche 
Bundespost keine Strukturveränderungen. 


26. Mit welchen gebührenpolitischen Maßnahmen 
und bis zu welcher Gebührenhöhe im einzel- 
nen will der Bundespostminister die Ein- und 
Auszahlungen am Schalter bzw. die Zustellung 
einschränken? 

Die hohen Kostenunterdeckungen im bestehenden 
baren und halbbaren Zahlungsverkehr lassen sich, 
da ins Gewicht fallende Kosteneinsparungen durch 


interne Organisationsmaßnahmen nicht erzielbar 
sind, nur im Wege der Gebührenerhöhung be- 
seitigen. Die bereits erwähnte rückläufige Verkehrs- 
entwicklung wird dadurch verstärkt; sie führt zu- 
gleich zu einer Verminderung der Zahl der Ein- und 
Auszahlungsfälle am Schalter bzw. in der Zustel- 
lung. Es ist beabsichtigt, die Gebühren schrittweise 
bis zur Kostendeckung anzuheben. Welche Ge- 
bührenhöhe sich dabei im einzelnen ergibt, hängt 
von der Kostenentwicklung ab. 


27. Welche Ersatzlösungen wird der Bundespost- 
minister im einzelnen für den Abbau bzw. die 
Einschränkung von bestehenden Gelddiensten 
anbieten? 

Als Alternativen zur Post- und zur Zahlungsanwei- 
sung werden neue Dienstleistungen geplant, die 
1975 neben den bestehenden Diensten eingeführt 
werden sollen, um den Trend zur bargeldlosen Ab- 
wicklung auch vom Leistungsangebot her zu fördern. 

Das Ziel ist, Lösungen zu entwickeln, bei denen dem 
Empfänger ein Wertschein zugestellt wird. Er könn- 
te dann entscheiden, ob er diesen einem Konto gut- 
schreiben, den Betrag am Postschalter bar abholen 
oder das Geld sich zustellen lassen will. Bei Gut- 
schrift wäre keine Auszahlungs- oder Zustellgebühr 
zu entrichten. 

Eine Aussage darüber, ob die erwähnte Zielsetzung 
in vollem Umfang realisierbar ist, kann beim gegen- 
wärtigen Planungsstand jedoch noch nicht gegeben 
werden. 


28. Beabsichtigt der Bundespostminister jetzt auch 
einen Zuschlag auf den Verkauf von Beitrags- 
marken für die Rentenversicherung beim Käu- 
fer zu erheben? 

Nein. Die Vergütung für die Abgabe von Beitrags- 
marken wird auch in Zukunft durch die Versiche- 
rungsträger unmittelbar an die DBP entrichtet. 


29, Wie lange, auf welchen Strecken und mit wel- 
chen Ergebnissen wurden Probeläufe im Be- 
hälterverkehr bei der DBP durchgeführt, wann 
ist mit dem Probeabschluß im Behälterverkehr 
zu rechnen und wann mit seiner generellen 
Einführung? 

Der Probebetrieb für den Behälterverkehr wurde im 
Januar 1973 in der Schienen-Relation München- 
Nürnberg mit einer 1-m^-Gitterbox und einer 2-m®- 
Textilbox begonnen. Ab Juli 1973 wurde der Ver- 
suchsbetrieb in Nürnberg auf den Straßentransport 
Nürnberg Hbf - Allersberger Straße (Eingangspack- 
kammer) und auf einen starren 2-m^-Behälter er- 
weitert. 

Seit Anfang Februar 1974 sind auch die Schienen- 
Relationen München - Hamburg - Kiel/Lübeck und 
Nürnberg - Hamburg in den Probebetrieb einbe- 
zogen. Gleichzeitig mit dieser streckenmäßigen Aus- 
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dehnung wurde ein weiterer betrieblidi und tech- 
nisch besserer 2-m^-Behältertyp in den Versuchs- 
betrieb aufgenommen. Die bisherigen Ergebnisse 
der technischen und betrieblichen Erprobung sind 
positiv. 

Ein erster Abschluß der Erprobungsphase wird er- 
reicht sein, wenn hinsichtlich der Bewährung des 
Anfang Februar 1974 in den praktischen Versuch 
eingeführten 2-m^-Behälters ausreichende Klarheit 
besteht. In der Erwartung, daß dies noch in diesem 
Sommer der Fall sein wird, ist 1974/1975 mit einer 
Verwirklichung des Behälterverkehrs in der Größen- 
ordnung von 8000 Behältern, 1975/1976 von 15 000 
bis 20 000 Behältern zu rechnen. 

Für die Einführung des Behälterverkehrs ist primär 
der wirtschaftliche Gesichtspunkt maßgebend. Ein 
Zeitpunkt, zu dem für alle in Betracht kommenden 
Relationen (Fernverkehr zwischen 36 zentralen 
Paketumschlagstellen (Pakum) und Nahverkehr zwi- 
schen diesen Pakum und den rd. 500 Bereichsknoten- 
ämtern) die Voraussetzungen für eine kostensparen- 
de Umstellung auf Behälterverkehr geschaffen sein 
werden, kann noch nicht genannt werden; fast sämt- 
liche vorhandenen baulichen Anlagen sind für eine 
andere Betriebskonzeption angelegt; im Jahr 1974 
ist vorgesehen, die Fragen der für einen generellen 
Behälterverkehr erforderlichen Infrastruktur, das 
Problem der Unpaarigkeit der Verkehrsströme so- 
wie des Transportraumbedarfs zu untersuchen und 
entsprechende Lösungsmaßnahmen zu entwickeln. 


30. Wie groß wird die Einsparung durch Einfüh- 
rung des Behälterverkehrs sein? 

Bei dem geplanten Behälterverkehr nach dem Trans- 
portkettenprinzip kann je nach dem Grad der 
systemgerechten Realisierung (s. zu Frage 29 letzter 
Absatz) mit Einsparungen im Personalaufwand im 
Verteil- und Ladedienst der Paketumschlagstellen 
bis etwa 40 v. H. gerechnet werden. Z. Z. sind in 
diesem Betriebsbereich im Bundesgebiet rd. 10 000 
Kräfte beschäftigt. 

Das wirtschaftliche Gesamtergebnis hängt aber auch 
davon ab, inwieweit die Probleme 

— Umstellung der vorhandenen Anlagen auf den 
Behälterbetrieb, 

— tendenziell größerer Transportraumbedarf und 

— Behälterumlauf bei unpaaringen Verkehrs- 
strömen 

kostengünstig gelöst werden können. 

Aufgrund der Komplexität einer Umstellung auf das 
Transportkettenprinzip und der vielfältigen lokalen 
Einzelsituationen kann derzeit eine gesicherte Aus- 
sage über die Einsparungshöhe nicht gemacht wer- 
den. In Kenntnis dieser zahlreichen Einflußgrößen 
hat die Deutsche Bundespost eine Umstellungs- 
strategie erarbeitet. Sie stellt sicher, daß die Um- 
stellung nur in Einzelschritten erfolgt, die im wirt- 
schaftlichen Ergebnis überschaubar sind und deren 
wirtschaftlicher Erfolg nicht von der Gesamtum- 
stellung abhängt. 


31. Beabsichtigt der Bundespostminister die Paket- 
zustellung einzuschränken? Wenn ja, warum, 
und was soll an ihre Stelle treten? 

Eine Einschränkung der Paketzustellung ist gegen- 
wärtig nicht beabsichtigt, da konkrete und realisier- 
bar erscheinende generelle Ersatzlösungen noch 
nicht gefunden sind. 

Im Interesse einer wirksamen Kostenentlastung des 
Paketdienstes muß aber die heutige Form der Paket- 
zustellung kritisch untersucht werden. Diese Unter- 
suchungen werden sich neben rein innerbetrieb- 
lichen Maßnahmen insbesondere mit folgenden Mög- 
lichkeiten befassen müssen: 

— Übergang vom bereits geübten Wellenverfahren 
(zeitlich versetzte Abfertigung der Zustellfahrten 
zur Raumeinsparung bei den Zustell ämtern) zum 
Schichtenverfahren (zeitliches Hintereinander- 
schalten von je zwei Zustellfahrten zur zusätz- 
lichen Einsparung von Fahrzeugen, u. U. Wege- 
leistungen) , 

— Verlagerung von Zustellzeiten, um die Zahl der 
vergeblichen Zustellversuche in privaten Haus- 
halten auf ein Mindestmaß herabzusetzen, 

— Zustellung über Fachanlagen ähnlich den bei 
anderen Postverwaltungen - z. B. in den USA - 
in der praktischen Erprobung befindlichen Ver- 
fahren. 

Die Entscheidung über mögliche Änderungen der 
derzeitigen Zustellorganisation wird sich danach 
richten, ob sie geeignet sind, bei angemessener Be- 
rücksichtigung des Kundeninteresses zu einer wirk- 
samen Kostensenkung zu führen. Die damit zusam- 
menhängenden Fragen können nur durch genügend 
breit angelegte Betriebsversuche verbindlich beant- 
wortet werden. 


32. Warum soll ab 1. Juli 1974 für Pakete, die der 
Postkunde selbst abholt, eine Zustellungsge- 
bühr erhoben werden? 

Die derzeit geltende Bereithaltungsgebühr von 
monatlich 30 DM für Kunden, die ihre Pakete regel- 
mäßig abholen, oder die Zustellgebühr von 1,20 DM 
je Paketsendung wurde in einer Reihe von Fällen 
umgangen, indem Paketsendungen an ortsansässige 
Firmen postlagernd geschickt wurden. Um dem zu 
begegnen, wird vom 1. Juli 1974 an für postlagernde 
Paketsendungen eine Bereithaltungsgebühr in Höhe 
der Paketzustellgebühr erhoben. 


33. In welchen Abmessungen soll eine Normung 
der Paketgrößen durchgeführt werden, und 
sollen aus technischen Gründen zwangsläufig 
abweichende Paketgrößen von der Beförderung 
ausgeschlossen werden? 

Zum 1. Juli 1974 wird mit einer übergangsfrist bis 
zum 1. Januar 1977 eine Kategorie „Standardpaket- 
sendung“ mit den Kriterien 
— Höchstgewicht 10 kg, 
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— Hödistmaße 70 x 50 x 50 cm, 

— Quaderform 
eingeführt. 

Es ist nicht beabsichtigt, Paketsendungen, die diesen 
Kriterien nicht entsprechen, vom Postversand aus- 
zuschließen. 

Ab 1. Januar 1977 wird jedoch für Paketsendungen 
bis 10 kg, die die Höchstmaße überschreiten und/ 
oder keine Quaderform aufweisen, eine zusätzliche 
Gebühr von 1 DM erhoben. 


34. Welche Maßnahmen wird der Bundespostmini- 
ster zur Rationalisierung der Sortier- und 
Transportabläufe treffen? 

Hauptsächliche Maßnahmen zur Rationalisierung der 

Sortier- und Transportabläufe sind 

— Einführung des Behälterverkehrs nach dem 
Transportkettenprinzip (s. 29. und 30.), 

— weitere Ausstattung von Paketumschlagstellen 
und Eingangspackkammern in Großstädten mit 
zielgesteuerten Verteilanlagen, 

— weitere Konzentration der Paketbearbeitung auf 
leistungsfähige Paketumschlagstellen (nach Maß- 
gabe der Fertigstellung laufender Bauvorhaben). 


35. Die DBP hat langjährige Erfahrungen mit Elek- 
trofahrzeugen, z. B. bei der Paketzustellung. 
Beabsichtigt der Bundespostminister nicht, sol- 
che umweltfreundlichen Fahrzeuge einzuführen, 
und zwar insbesondere in Städten für die Pa- 
ketzustellung und für die Briefkastenleerung? 
Wenn ja, wann wird dies sein? Wenn nein, 
warum nicht? 

Die Deutsche Bundespost wird entsprechend ihrer 
der Allgemeinheit verpflichteter Aufgabenstellung 
selbstverständlich auch Elektrofahrzeuge einsetzen, 
wenn die Herstellerindustrie Objekte anbietet, die 
nicht nur umweltfreundlich, sondern auch wirtschaft- 
lich genutzt werden können. Dies ist z. Z. aber noch 
nicht der Fall. 


36. Trifft es zu, daß der Bundespostminister be- 
absichtigt, das Nachtluftpostnetz abzubauen, 
und wenn ja, ab wann? 

Nach einer Entscheidung des Bundeskabinetts ist die 
Deutsche Bundespost gehalten, in verstärktem Um- 
fang zu rationalisieren. Sie soll dabei die Struktur 
ihrer Dienstleistungen den heutigen Erfordernissen 
und Möglichkeiten anpassen. In diesem Zusammen- 
hang wird auch die Frage der Laufzeit der Brief- 
sendungen im Fernbereich zu untersuchen sein. 

Es wird untersucht werden müssen - auch im Hin- 
blick auf die wirtschaftliche Nutzung von Briefver- 
teilanlagen, die einen hohen Kapitalaufwand be- 
dingen -, ob die jetzige betriebliche Regelung, die 
Briefpost am Tage nach der Auflieferung zuzu- 


stellen, in allen Bereichen beizubehalten ist. Von 
dem Ergebnis dieser umfassenden Untersuchungen 
wird u. a. abhängen, ob das derzeitige Nachtluft- 
postnetz, das die schnelle Beförderung und Zu- 
stellung der Postsendungen für den gesamten Fern- 
bereich gewährleistet, auch noch in der Zukunft 
betrieben werden kann. Bei der Entscheidung wird 
auch zu berücksichtigen sein, daß sich die Bevölke- 
rung zunehmend dagegen wehrt, in größerem Um- 
fang während der Nachtstunden durch den Lärm 
landender und startender Flugzeuge beeinträchtigt 
zu werden. Das von der Bevölkerung mit Recht 
erwartete umweltfreundliche Verhalten der DBP 
steht in einem Zielkonflikt mit der Forderung nach 
schnellster Postbeförderung, der gelöst werden muß. 


37. Wie hoch sind die jährlichen Betriebskosten 
für das Nachtluftpostnetz? 

Für den Betrieb des Nachtluftpostnetzes ist der 
Deutschen Lufthansa im Jahre 1973 ein Betrag von 
13 802 677 DM gezahlt worden. Die den Berlinver- 
kehr wahrnehmenden Luftverkehrsgesellschaften 
haben für die Beförderung zuschlagfreier Post von 
und nach Berlin 4 109916 DM erhalten. Mit einer 
gewissen Erhöhung der an die Deutsche Lufthansa 
zu zahlenden Vergütung muß 1974 gerechnet 
werden. 

Zu den genannten Beträgen, die an die Luftver- 
kehrsgesellschaften zu zahlen sind, kommen noch 
Kosten in Höhe von rd. 6 Mio DM/Jahr für den Zu- 
und Abbringerdienst hinzu. 


38. Um wieviel Tage verlängern sich im Durch- 
schnitt die Laufzeiten für Briefe bei Fortfall 
des Nachtluftpostnetzes? 

Bei Wegfall des Nachluftpostnetzes können die bis- 
her über diese Verbindungen abgeleiteten Sendun- 
gen für den Fernbereich nicht mehr am Werktag 
nach der Einlieferung zugestellt werden. Es handelt 
sich um rd, 15 v. H. des Gesamtaufkommens an 
Briefen, Postkarten und Brief drucks achen. Für diese 
Sendungen würde sich die Laufzeit um einen Werk- 
tag verlängern. 


39. Trifft es zu, daß die Fernmeldeinvestitionen in 
diesem Jahre gekürzt werden, und welche Be- 
reiche werden davon in welchem Ausmaße ge- 
troffen? 

Von den im Voranschlag für das Rechnungsjahr 
1974 eingestellten Ausgabemitteln in Höhe von 

6623 Mio DM 

sind 823 Mio DM gesperrt worden. Es ist beabsich- 
tigt, diese Sperre in eine Kürzung umzuwandeln. 
Nachstehende Bereiche sind von der Kürzung be- 
troffen: 
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Telegrafie (Titel 4101) 
Teilnehmereinrichtungen (Titel 4111) 
Ortsvermittlungsstellen (Titel 4121) 
Fern Vermittlungsstellen (Titel 4125) 
Verstärkerstellen (Titel 4131) 
Funkteinrichtungen (Titel 4141 bis 4146) 
Ortsleitungsnetze (Titel 4151 bis 4171) 
Fernkabelanlagen (Titel 4181) 
Technische Ausstattung (Titel 4191) 


10 Mio DM 
6 Mio DM 
267 Mio DM 
45 Mio DM 
35 Mio DM 
19 Mio DM 
406 Mio DM 
30 Mio DM 
5 Mio DM 


Summe: 823 Mio DM 


40. Wie groß ist z. Z. die Anzahl derjenigen, die 
auf einen Telefonanschluß warten, und wie ist 
der Trend in diesem Bereich? 


Ende 1973 lagen rd. 460 700 Anträge auf Anschlie- 
ßung von Fernsprechhauptanschlüssen vor, von 
denen rd. 233 500 Anträge nicht innerhalb vier 
Wochen ausführbar waren. 


Für den Trend gilt: 


Ende 1972 
Ende 1973 
Ende 1974 
(geschätzt) 


Anzahl der uner- 


Anzahl der War- 


ledigten Anträge 
auf Anschließung 
von Fernsprech- 
hauptanschlüssen 


tenden, deren 
Anschluß inner- 
halb vier Wochen 
nicht herstellbar 


ist 


rd. 660 100 
rd. 460 700 
rd. 300 000 


rd. 381 500 
rd. 233 500 
rd. 150 000 


41. Wie viele Hauptanschlüsse sollen in diesem 
Jahr erstellt werden, und wie viele sind für 
1975 geplant? 


nötige Erweiterung der Ortsleitungsnetze und des 
Fernleitungsnetzes sowie der Orts- und Fernver- 
mittlungsstellen würde Vorinvestitionen von etwa 
1,3 Milliarden DM erfordern. Für diesen Ausbau 
und für die betrieblichen Vorbereitungen wäre ein 
Zeitbedarf von zwei bis drei Jahren zu veran- 
schlagen. 


43. Ist eine Begrenzung der Zeit für Ortsgespräche 
beabsichtigt, und wenn ja, ab wann und für 
welche Zeiteinheit? 

Eine Begrenzung der Zeit für Ortsgespräche etwa 
durch eine Zwangstrennung ist nicht vorgesehen. Im 
Zusammenhang mit der Realisierung des Nahdien- 
stes wird jedoch geprüft, ob eine Zeitzählung bei 
Orts- und Nahgesprächen mit einem Zähltakt ein- 
geführt werden soll. Eine solche Entscheidung würde 
im übrigen die Bildung großer einheitlicher Tarif- 
gebiete unterstützen, wie sie im Interesse der Ver- 
besserung der Infrastruktur anzustreben ist. Eine 
derartige Entwicklung steht im Einklang mit dem 
abnehmenden Einfluß der Entfernung auf die Kosten 
in modernen Nachrichtennetzen. Die Einführung 
wäre etwa ab 1977 möglich. 


44. Welche Mehreinnahmen werden aus dieser 
Maßnahme erwartet, und was würde eine 
solche Umstellung kosten? 


Die bei einer Zeitzählung im Orts- und Nahbereich 
zu erwartenden Mehreinnahmen betragen bei einem 
Zähltakt von beispielsweise vier Minuten etwa 400 
Mio DM pro Jahr. Damit können nicht nur die jähr- 
lichen Investitionskosten für die Zeitzählung in 
Höhe von etwa 200 Mio DM, sondern auch ein Teil 
der Investitionskosten für den Nahdienst gedeckt 
werden. 


Es werden nachstehende Nettozugänge an Fern- 
sprechanschlüssen erwartet: 

im Rechnungsjahr 1974 800 000 Hauptanschlüsse 

und 

im Rechnungsjahr 1975 830 000 Hauptanschlüsse. 

(Diese Zahlen entsprechen Bruttozugängen von 
etwa 1 100 000 Hauptanschlüssen für 1974 und 
1 130 000 für 1975.) 


42. Wird der Bundespostminister für Fernsprech- 
teilnehmer eine sogenannte Misdigebühr ein- 
führen, und wenn ja, wie soll sie gestaltet 
sein, und wann soll sie eingeführt werden? 

Die Bedingungen und Voraussetzungen für die 
etwaige Einführung einer Mischgebühr werden z. Z. 
geprüft. Unterstellt man, daß die in der Grund- 
gebühr enthaltenen freien Gebühreneinheiten voll 
ausgenutzt würden, wäre mit einem Verkehrs- 
anstieg von 9 bis 10 v. H. zu rechnen. Die dazu 


45. Wie hodi sind die Einnahmeminderungen durch 
die Einführung eines sogenannten Sozialtele- 
fons ab 1. Juli 1974, oder wer trägt die Kosten 
dafür? 

Nach einer vorläufigen Schätzung (350 000 Begün- 
stigte) werden die jährlichen Mindereinnahmen 
durch das „Sozialtelefon" etwa 30 Mio DM betragen. 
Die Mindereinnahmen trägt die Deutsche Bundes- 
post. 


46. Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach die 
DDR bei den Postverhandlungen verlangt, daß 
alle Bereiche des die Zonengrenze überschrei- 
tenden Post- und Fernmeldeverkehrs auf Aus- 
landsbestimmungen umgestellt werden sollen? 
Wie ist der Stand der Beratungen? 

47. Welche Verteuerung würde sich daraus in den 
wichtigsten Post- und Fernmeldegebühren für 
die Postbenutzer in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Westberlin ergeben? 
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48. Ist der Bundespostminister bei den Postbehör- 
den der DDR in letzter Zeit wegen der langen 
Laufzeit im Brief- und Paketverkehr vorstellig 
geworden, und zwar wann und mit welchem 
Ergebnis? 

Die Bundesregierung ist bereit, über die Verhand- 
lungen mit der DDR auf dem Gebiete des Post- und 
Fernmeldewesens vor den zuständigen Bundestags- 
ausschüssen zu berichten. 


49. Unter welchen Gesichtspunkten beabsichtigt 

der Bundespostminister eine Neuordnung der 

Postämter? 

a) Bei wie vielen Postämtern wird der Ver- 
waltungsteil fortfallen? 

b) Wie viele personelle Umbesetzungen wer- 
den hierfür notwendig sein? 

c) Wie hoch werden die personellen und finan- 
ziellen Einsparungen sein? 

d) Führt diese Organisationsänderung nicht zu 
einer starken Konzentration, und zwar zum 
Nachteil des flachen Landes? 

Die Deutsche Bundespost ist nach dem Gesetz über 
die Verwaltung der Deutschen Bundespost (Post- 
VerwG) gehalten, ihren Betrieb wirtschaftlich zu 
führen. Sie leitet daraus die Verpflichtung ab, die 
ihr übertragenen Betriebs- und Versorgungsauf- 
gaben mit einem möglichst geringen Aufwand an 
Verwaltungstätigkeiten durchzuführen und den An- 
teil der Verwaltungstätigkeiten am gesamten 
Arbeitsanfall auch bei den örtlichen Dienststellen 
niedrig zu halten. 

Das Bundesministerium für das Post- und Fernmelde- 
wesen hat daher eine Projektgruppe beauftragt, 
weitere Rationalisierungsmöglichkeiten in der Ver- 
waltungsorganisation in der Ortsstufe zu unter- 
suchen. Die Projektgruppe hat festgestellt, daß die 
betriebsbedingt anfallenden Verwaltungsaufgaben 
in wirtschaftlichster und zugleich wirkungsvollster 
Form bei Postämtern einer bestimmten Mindest- 
größe erledigt werden. Diese Mindestgröße wird 
von zahlreichen der bestehenden Postämter mit Ver- 
waltungsdienst nicht erreicht. 

Die Oberpostdirektionen sind nunmehr beauftragt, 
auf der Grundlage des von der Projektgruppe er- 
stellten Gutachtens jeweils für ihren Bezirk zu unter- 
suchen, wie die Verwaltungsorganisation in der 
Ortsstufe geändert werden müßte, um Verwaltungs- 
einheiten der von der Projektgruppe als zweck- 
mäßig erkannten Mindestgröße zu bilden und wel- 
che Auswirkungen sich daraus in wirtschaftlicher 
und personeller Hinsicht ergeben würden. 

Zu a) bis c) Die Untersuchungen sind noch nicht 
abgeschlossen. Ihre Ergebnisse werden erst im Som- 
mer 1974 vorliegen. Einzelheiten über die nach der 
Auswertung der Untersuchungen etwa zu treffen- 
den Maßnahmen können noch nicht bestimmt und 
verbindliche Angaben zu den unter Punkt 49 a), b) 
und c) gestellten Fragen z. Z. nicht gemacht werden. 

Zu d) Die eingeleiteten Untersuchungen erstrecken 
sich nur auf eine etwaige Neuordnung der Verwal- 


tungsdienste bei den Postämtern. Die Betriebsein- 
richtungen werden dadurch nicht berührt, sie wer- 
den vielmehr unverändert und uneingeschränkt den 
Verkehrsanforderungen entsprechend weitergeführt 
werden. 

Die Postversorgung der verwaltungstechnisch etwa 
neu zu ordnenden Postamtsbereiche wird nicht ver- 
schlechtert werden, so daß sich für die Wirtschaft 
und für die Postkunden - auch in ländlichen Berei- 
chen - keine Nachteile ergeben werden. 


50. Trifft es zu, daß im verstärkten Maße Post- 
stellen aufgelöst werden sollen, und wenn Ja, 
in welchem Ausmaße und in welchem Zeitab- 
lauf? Wie hoch sind die jährlichen Durch- 
sdinittskosten einer Poststelle? 

Es ist nicht beabsichtigt, in verstärktem Umfang 
Poststellen aus wirtschaftlichen oder aus Rationali- 
sierungsgründen aufzuheben. Entscheidend ist die 
Verkehrsentwicklung und das Verkehrsbedürfnis 
in den durch Poststellen versorgten Gebieten, 

In kommunalpolitisch neugeordneten Gemeinden 
werden Poststellen im Zusammenhang mit der An- 
passung der Postversorgung an die neuen Struktur- 
verhältnisse aufgehoben, 

1. wenn sie von der Bevölkerung so wenig in An- 
spruch genommen werden, daß ihre Beibehal- 
tung nach postbetrieblichen und wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten nicht mehr vertreten werden 
kann und 

2. wenn sichergestellt ist, daß die Postversorgung 
des betroffenen Gebietes ohne Nachteile für die 
Bevölkerung durch andere Postangestellten über- 
nommen werden kann. 

Dabei hat auch der Einsatz Fahrbarer Postschalter 
zunehmende Bedeutung. 

Poststellen werden in mehreren Organsationsformen 
und mit unterschiedlichen Aufgaben geführt. Dem- 
entsprechend unterliegen auch die Kosten für ihren 
Betrieb außerordentlichen Schwankungen. 

Während für eine Annahme-Poststelle mit einem 
Wochenleistungsmaß von sechs Stunden etwa 
270 DM monatlich aufzuwenden sind, verursacht 
eine Poststelle mit einem vollen Wochenleistungs- 
maß für den Posthalterdienst und zwei Zustell- 
kräften monatlich etwa 5700 DM an Betriebskosten. 

Aus den Gesamtaufwendungen für die z. Z. be- 
stehenden 16 700 Poststellen lassen sich rein rech- 
nerisch die monatlichen Durchschnittskosten für eine 
Amtsstelle feststellen. 

Für organisatorische Vorhaben oder für Überlegun- 
gen zur Gestaltung der Versorgungseinrichtungen 
haben solche Durchschnittswerte jedoch keinen Aus- 
sagewert. 

Daher werden Unterlagen über Durchschnittskosten 
nicht geführt. 
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51. Sollen als Ersatz für aufgelöste Poststellen 
mobile Postämter eingesetzt werden? 

Es wird z. Z. geprüft, ob und ggf. in welchem Um- 
fang ortsfeste Annahmestellen - hierunter fallen so- 
wohl Poststellen als auch kleine Postämter - durch 
eine mobile Annahmeeinrichtung, nämlich den Fahr- 
baren Postschalter, ersetzt werden können (Neu- 
ordnung der Landversorgung). Das Prüfergebnis 
liegt noch nicht vor. 


52. Wie hoch ist der Anschaffungspreis für ein 
fahrbares Postamt, und wie hoch sind seine 
jährlichen Betriebskosten? 

Der Anschaffungspreis für einen Fahrbaren Post- 
schalter beläuft sich derzeit auf rd. 45 000 DM. Die 
jährlichen Betriebskosten werden in erster Linie von 
der Jahresfahrleistung beeinflußt. Die bisher ver- 
einzelt durchgeführten Versuche lassen eine nur be- 
dingte Aussage zu. So liegen z. B. bei einer Jahres- 
fahrleistung von etwa 17 000 km die Betriebskosten 
eines solchen Fahrzeugs bei rd. 15 000 DM. 


53. Wie viele Poststellen können durch ein mobi- 
les Postamt bedient werden, und wie ist die 
Bedienung im einzelnen gedacht? 

Nach den Erfahrungen aus den bisherigen Betriebs- 
versuchen kann damit gerechnet werden, daß die 
Zahl der Orte oder Ortsteile, die durch einen Fahr- 
baren Postschalter bedient werden können, im Mit- 
tel bei etwa zehn Haltepunkten liegt. 

In Anpassung an das tatsächliche Verkehrsbedürfnis 
ist für jeden Standort des Fahrbaren Postschalters 
eine bestimmte Haltezeit festgelegt. 

Im Fahrbaren Postschalter können alle Postdienste 
wahrgenommen werden, die auch bei einer orts- 
festen Annahmestelle angeboten werden. Der Fern- 
sprechdienst wird über öffentliche Münz-Fernspre- 
cher abgewickelt. 


54. Haben sich die bisherigen Versuche mit fahr- 
baren Postämtern im Bereich der OPD'en Köln 
und Bremen bewährt? 

Nach den bisherigen Erfahrungen, die auf dem Ein- 
satz von 32 Fahrzeugen in acht Oberpostdirektions- 
Bereichen beruhen, kann festgestellt werden, daß 
sich der Einsatz Fahrbarer Postschalter im Versuch 
voll bewährt hat. Die Einrichtung hat sich als be- 
triebsgerecht und im Verhältnis zu ortsfesten An- 
nahmestellen als wirtschaftlich erwiesen. Auch bei 
den Postkunden hat der Fahrbare Postschalter eine 
überraschend positive Aufnahme gefunden. 


55. Nach welchen Gesichtspunkten sollen die 
OPD'en neu gegliedert werden, und welche 
OPD'en sind dabei für eine Auflösung vorge- 
sehen? Ist auch an eine Neugründung von 
OPD'en gedacht? 


Mit der regionalen Neuordnung der mittleren be- 
trieblichen Lenkungsstufe wird das Ziel verfolgt, 
Oberpostdirektionen mit der größtmöglichen Wirt- 
schaftlichkeit und dem besten Wirkungsgrad zu 
schaffen. 

Eine Arbeitsgruppe wertet die in der Vergangen- 
heit, vor allem in den Jahren 1956 bis 1965 gefer- 
tigten Gutachten aus, erfaßt die seit ihrer Erstellung 
eingetretenen Veränderungen und wird versuchen, 
die optimale Größe einer Oberpostdirektion mittels 
wesentlicher Kriterien zu beschreiben (dabei werden 
die Einflußgrößen wie Personalbestand des Ober- 
postdirektionsbezirks, der Personalbestand der 
Oberpostdirektion, die Strukturen der Oberpostdi- 
rektion und der nachgeordneten Verwaltungsstufe, 
der Verkehrs- und Betriebsumfang, sowie äußere 
Bestandsgrößen wie die Zahl der Einwohner, die 
Größe der Fläche, der Verdichtungsgrad und die 
wirtschaftsgeografische Struktur zu einem Gesamt- 
begriff integriert). 

Diese Arbeit ist noch nicht so weit fortgeschritten, 
daß konkrete Angaben über einzelne regionale Be- 
reiche gemacht werden könnten. 


56. Welche Zeitspanne ist für die Neuorganisation 
der OPD'en vorgesehen, und wann und wo 
wird sie beginnen? 

Die Kabinettsempfehlung vom 31. Oktober 1973 
lautet: 

Der Deutschen Bundespost wird aufgegeben, die 
Zahl der Oberpostdirektionen bis 1977 um minde- 
stens vier zu vermindern und dem Bundeskabinett 
bis zum 1. September 1974 hierüber eine Vorlage 
zuzuleiten. 

Fragen des Zuschnitts der künftigen Oberpostdirek- 
tionen und des Beginns einer Neuorganisation kön- 
nen heute noch nicht beantwortet werden (siehe 
Frage 55). 


57. Wie viele Mitarbeiter der DBP werden dadurch 
ihren Arbeitsort wechseln müssen? 

Die Frage kann erst beantwortet werden, wenn Zahl 
und Standorte künftiger Oberpostdirektionen fest- 
stehen. 


58. Wie hoch werden die finanziellen und perso- 
nellen Einsparungen veranschlagt, die durch 
die Neuorganisationen der OPD'en entstehen 
sollen? 

Eine Aussage über finanzielle und personelle Ein- 
sparungen ist aus den gleichen Gründen erst dann 
möglich, wenn das von der Arbeitsgruppe erarbei- 
tete Modell und der hieraus folgende mögliche Zu- 
schnitt künftiger Oberpostdirektionen anhand von 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen des Ist- und Soll- 
Zustandes überprüft worden ist. 
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